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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, die 

in 252 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene.  

 

 

Im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung der 

Strafprozessordnung und zur Änderung weiterer Vorschriften, wurde im Nachgang aus 

dem Ressortkreis das Anliegen an das BMJV herangetragen, in § 131 Abs. 1 StPO eine 

Soll-Vorschrift für eine europaweite Fahndung zu schaffen, wenn die Voraussetzungen 

eines Europäischen Haftbefehls (EuHb) vorliegen. Das BMJV hat mit Schreiben vom 

20.01.2021 den Landesjustizverwaltungen und mit Schreiben vom 21.01.2021 auch dem 

Deutschen Anwaltverein die Gelegenheit einer Stellungnahme eingeräumt. 

 

Ziel dieser Änderung soll laut dem Schreiben des BMJV vom 20.01.2021 sein, dass in 

einer größeren Anzahl von Verfahren neben einem nationalen Haftbefehl auch ein EuHb 

beantragt und erlassen werde, da derzeit „nur knapp 4%“ der nationalen 

Ausschreibungen zur Festnahme auch schengenweit ausgeschrieben würden. Weiter 

heißt es in dem Schreiben: „Als Gründe für den auch im Vergleich mit anderen EU-

Mitgliedstaaten geringen Anteil in Deutschland kommen unter anderem die 

Hauptverhandlungshaft, für die sich das Instrument des EuHb nicht eignet, und die Haft 

zur Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen, bei der gleichfalls kein EuHb erlassen 

werden kann, in Betracht.“ 

 

Die vom BMJV in diesem Zusammenhang vorgeschlagene Änderung von Nr. 41 Abs. 2 

der Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) sei nicht 

ebenso effektiv wie eine gesetzliche Ausgestaltung. 

 

In dem Schreiben wird mit dieser Begründung vorgeschlagen, § 131 Absatz 1 StPO um 

den – bislang noch nicht rechtsförmlich geprüften – folgenden Satz oder eine ähnliche 

Formulierung zu ergänzen: 
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„Liegen die Voraussetzungen eines Europäischen Haftbefehls vor, soll dieser erlassen 

und gleichzeitig mit Einleitung der nationalen Fahndung zur Festnahme einer Person 

auch in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und den Schengen-assoziierten 

Staaten gefahndet werden, es sei denn, eine entsprechende Fahndung ist 

unverhältnismäßig." 

 

Der DAV tritt diesem Vorschlag entschieden entgegen. Erstens fehlt es an einer 

praktischen Notwendigkeit hierzu (hierzu unter 1.). Zweitens trägt die Verortung bei § 131 

StPO nicht dem Umstand Rechnung, dass gemäß der Rspr. des EuGH der EuHb mehr 

als nur ein Fahndungsinstrument, nämlich zugleich ein Ersuchen um Festnahme und 

Überstellung, ist (hierzu unter 2.). Und schließlich wäre eine solche Ausweitung der 

Verwendung von EuHb auch völlig unverhältnismäßig (hierzu unter 3.). Gerade die 

Verortung dieses Vorschlages bei § 131 StPO zeigt, dass die Rspr. des EuGH offenbar 

noch nicht in allen Facetten von allen Seiten durchdrungen wurde. Der DAV nimmt diesen 

Vorschlag daher zugleich zum Anlass, auf die seit dem 27.05.2019 bestehende 

verfassungsrechtlich bedenkliche und für die Praxis unbefriedigende Rechtslage 

hinzuweisen, da es noch immer keine klare, hinreichend bestimmte Rechtsgrundlage für 

die richterliche Zuständigkeit für die Ausstellung von EuHb – und damit faktischen 

Haftentscheidungen – in Deutschland gibt. Diese Kritik wird zugleich mit einem 

entsprechenden Gesetzesvorschlag verbunden (s.u. unter 4.). 

 

1. Fehlende praktische Notwendigkeit 

 

Zunächst einmal ist die Unterstellung unzutreffend, Deutschland mache im Vergleich mit 

anderen EU-Mitgliedstaaten geringen Gebrauch von europaweiten Ausschreibungen. 

Ganz im Gegenteil:  

 

Kein anderes europäisches Land stellt so viele EuHb aus wie Deutschland:  

 

Nach einer Erhebung der Kommission zum Europäischen Haftbefehl aus 2018 hat 

Deutschland mit 3783 mehr Europäische Haftbefehle als alle anderen Europäischen 

Mitgliedstaaten ausgestellt (mit signifikantem Abstand gefolgt von Polen mit 2394).1 Gem. 

                                                 
1  COMMISSION STAFF WORKING DOCUMENT, Replies to questionnaire on quantitative information on the practical operation 

of the European arrest warrant – Year 2018, 2.7.2020, SWD(2020) 127 final. 
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der Auslieferungs-Statistik der britischen National Crime Agency, die jährlich angibt, wie 

viele Auslieferungsersuchen aus den jeweiligen EU-Mitgliedstaaten eingegangen sind, 

hat seit 2015/16 bis 2019/20 mit jährlich über 2000 Ersuchen kein Land so viele 

Überstellungsersuchen allein an das Vereinigte Königreich gestellt wie Deutschland.2 

 

2. EuHb ist mehr als ein Fahndungsinstrument 

 

Der Gesetzesentwurf geht nach wie vor von einer falschen Prämisse aus, wenn er den 

EuHb als bloßes Fahndungsinstrument einordnet und damit bei § 131 StPO verortet. Wie 

spätestens mit den Schlussanträgen des Generalanwalts beim Gerichtshof der 

Europäischen Union (EuGH)3 und der Entscheidung des EuGH vom 27.05.20194 deutlich 

geworden ist, ist der EuHb mehr als nur eine Fahndungsmaßnahme – er ist zugleich 

schon selbst ein Ersuchen um Fahndung, Festnahme und Überstellung des Verfolgten 

und impliziert damit (auch) eine Entscheidung über die Freiheitsentziehung des 

Betroffenen, die weit über die mit einem nationalen Haftbefehl verbundene 

Freiheitsbeschränkung hinausgeht. Gerade deshalb fordert der EuGH eine eigene 

richterliche Entscheidung über diese zweite Freiheitsentziehung mittels EuHb. Denn die 

Entscheidung über den Erlass eines EuHbs ist eine faktische Entscheidung über den 

Entzug der Freiheit mit weitaus gravierenderen Folgen, als dies beim nationalen 

                                                 
2  Vgl. National Crime Agency, spreadsheet, Wanted from the UK: European Arrest Warrant statistics, 2019-20 financial year, 

online verfügbar auf: https://nationalcrimeagency.gov.uk/who-we-are/publications/461-wanted-from-the-uk-european-arrest-
warrant-statistics-2019-20-financial-year/file :

 
3  Schlussanträge des EU-Generalanwalts Sánchez-Bordona v. 30.4.2019 – ECLI:EU:C:2019:337. 
4  EuGH C-508/18 und C-82/19 PPU - Urteil des EuGH (Große Kammer) vom 27. Mai 2019 (OG und PI). 

Count of Requesting Country Fiscal
Requesting Country 2009-10 2010-11 2011-12 2012-13 2013-14 2014-15 2015-16 2016-17 2017-18 2018-19 2019-20 Grand Total
AUSTRIA 29 65 85 111 159 254 219 661 757 642 576 3558
BELGIUM 88 293 358 376 476 712 779 981 959 991 932 6945
BULGARIA 40 121 67 93 191 262 272 307 411 351 247 2362
CROATIA 261 290 261 129 734 474 473 2622
CYPRUS 7 12 10 25 29 46 59 42 34 23 4 291
CZECH REPUBLIC 119 267 203 182 229 464 512 642 609 591 558 4376
DENMARK 3 4 11 8 13 5 91 89 91 97 83 495
ESTONIA 6 7 4 2 12 9 86 96 84 77 82 465
FINLAND 6 8 22 14 9 7 112 93 119 102 91 583
FRANCE 102 186 319 422 372 663 1098 1342 1175 1095 1263 8037
GERMANY 231 772 737 672 1087 2146 2446 2850 2975 2702 2337 18955
Gibraltar 3 1 1 3 1 9
GREECE 22 27 42 78 101 134 153 243 214 224 226 1464
HUNGARY 67 270 195 201 387 506 906 892 1228 1005 635 6292
IRELAND 38 30 44 51 43 41 63 56 72 61 43 542
ITALY 98 209 226 332 314 355 922 1334 1078 1014 1172 7054
LATVIA 52 100 86 115 161 152 165 168 182 146 139 1466
LITHUANIA 171 193 230 233 236 333 479 297 290 244 257 2963
LUXEMBOURG 1 1 10 8 17 42 116 102 132 148 118 695
MALTA 2 7 9 4 5 9 23 18 20 4 8 109
NETHERLANDS 107 316 340 268 204 321 602 644 608 515 446 4371
POLAND 2238 1871 1455 1664 1824 2650 2020 1961 2174 1951 1961 21769
PORTUGAL 18 27 61 88 73 109 343 343 351 339 331 2083
ROMANIA 193 561 567 680 1015 1509 1508 1577 1407 1279 1283 11579
SLOVAKIA 54 101 119 99 146 217 297 310 282 269 255 2149
SLOVENIA 6 14 24 35 79 88 141 160 112 90 79 828
SPAIN 161 254 318 408 351 676 332 863 837 827 664 5691
SWEDEN 11 54 96 94 86 134 274 398 320 276 289 2032
Grand Total 3870 5770 5641 6263 7881 12134 14279 16598 17256 15540 14553 119785
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Haftbefehl der Fall ist. Der Erlass eines EuHb bereitet die Grundlage für 

freiheitsentziehende Maßnahmen ausländischer Staaten. Dabei kann diese 

Freiheitsentziehung im Vollstreckungsstaat von erheblicher Dauer (bis zu 120 Tage) 

sein.5 Hierzu gesellen sich erhebliche Rechtsschutzdefizite im „Vollstreckungsverfahren“. 

Zum einen sind die Gerichte des Vollstreckungsstaats wegen des Grundsatzes der 

gegenseitigen Anerkennung an einer inhaltlichen Überprüfung des EuHb weitgehend 

gehindert. Zum anderen führt jede Inanspruchnahme von Rechtsmitteln im 

Vollstreckungsstaat im Zweifelsfall zu einer Verlängerung der Auslieferungshaft.6 Nicht 

zu unterschätzen sind schließlich die weiteren erheblichen praktischen 

Rechtsbeschränkungen, denen der Verfolgte während der Überstellung, nämlich bei der 

Verschubung vom Vollstreckungsstaat in den Ausstellungsstaat, oftmals für mehrere 

Tage oder in Einzelfällen gar Wochen (z.B. bei der Verschubung von Zürich nach 

Hamburg) ausgesetzt ist, und während derer praktisch kein Zugang zum Rechtsbeistand 

besteht. Von einer „unverzüglichen“ Vorführung zum Richter kann in diesen Fällen keine 

Rede sein. 

 

3. EU-/Schengenweite Fahndung als Regelfall nicht verfassungsgemäß, da nicht 

verhältnismäßig 

 

Vor diesem Hintergrund widerspricht es nicht nur der Prozessökonomie und dem 

Verhältnismäßigkeitsprinzip, sondern auch dem Sinn und Zweck des 

Rahmenbeschlusses über den EuHb, aus jeder Ausschreibung zur Festnahme „im 

Regelfall“ auch eine europaweite Fahndung mittels EuHb zu machen, wie es aber hier 

vorgeschlagen wird. Der Mehraufwand für alle beteiligten Behörden in Fällen, in denen 

sich der Verfolgte aller Voraussicht nach evident nicht im (europäischen oder    

Schengen-)Ausland, sondern irgendwo in der Bundesrepublik befindet, ist offenkundig. 

Daneben wird mit einer Formulierung, wie sie hier vorgeschlagen wird, das 

verfassungsrechtliche Verhältnismäßigkeitsprinzip, welches als Grundmaxime allen 

strafprozessualen Maßnahmen innewohnt, zu einer Ausnahme degradiert, die als solche 

dann nur noch eng auszulegen wäre: „es sei denn, eine entsprechende Fahndung ist 

unverhältnismäßig“.   

                                                 
5  Art. 17 Abs. 3, Abs. 4, 23 Abs. 2, Abs. 3, Abs. 4 Rb-EuHB. 
6  Vgl. zur Eingriffsintensität: Schlussanträge des EU-Generalanwalts Sánchez-Bordona v. 30.4.2019 – ECLI:EU:C:2019:337, 

Rn 57 f., 63, 68, 73 f., 76, 92 (curia); Knierim, FD-StrafR 2019, 417986; Gärditz, Juge d’instruction als gemeineuropäisches 
Leitbild?: Der Europäische Haftbefehl, die deutsche Staatsanwaltschaft und der EuGH, VerfBlog, 2019/5/27, abrufbar unter: 
https://verfassungsblog.de/juge-dinstruction-als-gemeineuropaeisches-leitbild/ (zuletzt abgerufen: 23.9.2019); zur 
Zurechenbarkeit dieses Eingriffs: Trüg/Ulrich, NJW 2019, 2811 (2814 f.). 
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Ein solches Regel-Ausnahmeverhältnis verkennt die Realität der Anwendung des EuHb: 

Ein großes praktisches Problem, auf welches nicht nur der EuGH und insb. der 

Generalanwalt, sondern zuletzt auch das Europäische Parlament7 hingewiesen haben, 

ist die teilweise unverhältnismäßige Ausstellung und Vollstreckung von EuHb. Indem der 

EuGH klargestellt hat, dass es sich bei der Entscheidung über die Ausstellung eines 

EuHb um eine – von der Entscheidung über den nationalen Haftbefehl zu 

unterscheidende, separate richterliche – Entscheidung über die Freiheitsentziehung 

einer Person handelt, sollte die Rechtsgrundlage als Voraussetzung eine entsprechende 

Verhältnismäßigkeitsprüfung enthalten, damit der Amtsrichter unter Berücksichtigung der 

Besonderheiten des EuHb die Verhältnismäßigkeit dieses Instruments (zusätzlich zum 

nationalen Haftbefehl) gesondert prüfen. Denn er muss nun darüber entscheiden, ob die 

Fahndung des Verdächtigen nicht nur innerhalb Deutschlands, sondern auch über 

dessen Grenzen hinaus noch verhältnismäßig ist, mit der Folge von ggfs. mehreren 

Monaten oder in Einzelfällen gar Jahren Freiheitsbeschränkung ohne Haftprüfung, oder 

ob mildere Maßnahmen, wie bspw. eine Europäische Überwachungsanordnung oder 

eine Europäische Ermittlungsanordnung, nicht ausreichend wären. 

 

4. Folgerungen und Vorschlag 

 

Nach alledem kann der Vorschlag, § 131 Abs. 1 StPO um die vorgeschlagene 

Formulierung zu ergänzen, nur auf Widerstand stoßen. Das angebliche Bedürfnis 

Deutschlands, mehr EuHb auszustellen, ist, wie anhand der Statistik ersichtlich, 

inexistent. Die Einordnung eines solchen Vorschlages in § 131 Abs. 1 StPO ist angesichts 

der EuGH-Rechtsprechung inadäquat, und eine regelmäßige Anwendung von EuHb für 

alle Fahndungsfälle ist nicht nur praxisuntauglich, sondern schlicht unverhältnismäßig 

und somit verfassungswidrig. 

 

Der Gesetzesvorschlag erinnert aber an eine Gesetzeslücke, die die Praxis mittlerweile 

schon fast überholt hat: seit dem 27. Mai 2019 fehlt es nämlich an einer ausdrücklichen 

gesetzlichen Grundlage für die Ausstellung von EuHB. Bis zum 27.05.2019 waren in 

Deutschland Staatsanwälte für die Ausstellung Europäischer Haftbefehle gem. § 74 IRG 

                                                 
7  Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. Januar 2021 zur Umsetzung des Beschlusses über den Europäischen 

Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (2019/2207(INI)). 
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i.V.m. der Zuständigkeitsvereinbarung von 2004 i.V.m. weiteren ministeriellen 

Delegationen auf Landesebene zuständig. Mit der Entscheidung des EuGH vom 

27.05.2019 wurde klar, dass deutsche Staatsanwälte nicht die europarechtlichen 

Anforderungen an eine „Justizbehörde“ i.S.d. Art. 6 Rb-EuHb erfüllen und daher seither 

nur von einem Gericht ausgestellte EuHb diese Voraussetzungen erfüllen können. 

Dennoch fehlt es bis heute an einer klaren Rechtsgrundlage. Dass eine solche aus 

Gründen der Rechtssicherheit längst fällig ist, steht außer Frage. Das Schreiben des 

BMJV wird daher zugleich zum Anlass genommen, den in der Literatur8 schon mehrfach 

geäußerten Ruf nach einer klaren gesetzlichen Grundlage für die richterliche 

Ausstellung von EuHb lautwerden zu lassen. Dies scheint der einzige konsequente Weg, 

um den vom EuGH zu Recht aufgeworfenen Problemen bei der Ausstellung EuHb in 

Deutschland Rechnung zu tragen. Statt die Weisungsgebundenheit der 

Staatsanwaltschaft bezüglich Entscheidungen nach dem Achten bis Elften und 

Dreizehnten Teil des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) 

abzuschaffen,9 bedarf es vielmehr einer Rechtsgrundlage im IRG, aus der rechtssicher 

hervorgeht, welches Gericht in welchen Fällen für die Ausstellung von EuHb zuständig 

ist. Der DAV schlägt daher vor, eine entsprechende Gesetzesgrundlage im IRG10 mit 

folgenden Gesetzesänderungen zu schaffen: 

 

Artikel 1 

 

1. [Änderungen der jeweiligen Überschriften im Inhaltsverzeichnis des IRG] 

 

2. § 83h11 IRG ändert sich wie folgt: 

§ 83h IRG-E – Verfahren für die Ausstellung von Europäischen Haftbefehlen 

 

                                                 
8  Kreiner, FD-StrafR 2019, 418016; Trueg/Ulrich NJW 2019, 2811; Hiéramente, jurisPR-StrafR 1/2020 Anm. 2; 

Oehmichen/Schmid, StraFo 2019, 397; Meyer/Goßner-Schmitt StPO, 63. Aufl. 2020, Vor §§ 112, Rn. 9g ff. 
9  Vgl. hierzu auch die Stellungnahme des DAV Nr. 6/2021. 
10  Systematisch wäre es konsequent, ein solches Gesetz im IRG, konkret im Achten Teil, Abschnitt 4 „Ausgehende Ersuchen um 

Auslieferung an einen Mitgliedstaat der Europäischen Union“ zu verorten. Im Achten Teil deshalb, weil in diesem Teil der Rb-
EuHB ins deutsche Recht umgesetzt wurde und es sich bei der geforderten rechtlichen Grundlage letztlich um die Umsetzung 
von Art. 1 Abs. 1 (vgl. auch Art. 6 Abs. 1) Rb-EuHB handelt. Während Abschnitte 2 und 3 nur eingehende Ersuchen regeln, 
werden ausgehende Ersuchen, zu denen auch der von einer deutschen Stelle ausgestellte EuHB zählt, in Abschnitt 4 
behandelt. Ggfs. wäre auch (ergänzend) eine klarstellende Verweisung in § 131 StPO sinnvoll, um zu vermeiden, dass dieser 
angesichts der bisher erfolgten Rechtsprechung versehentlich doch wieder zur Anwendung kommt. 

11  Sollte eine grundlegendere Reform des IRG vorgesehen sein, wäre natürlich sinnvoll, von der weiteren „Buchstabisierung“ der 
Vorschriften abzusehen und stattdessen die Vorschriften, wie in anderen Gesetzen auch üblich, konsekutiv zu nummerieren. 
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(1)  Ausgehende Europäische Haftbefehle zum Zwecke der Strafverfolgung12 werden 

vom jeweils für den Untersuchungshaftbefehl gem. §§ 162, 169 StPO zuständigen 

Ermittlungsrichter auf Antrag der im Ermittlungsverfahren zuständigen 

Staatsanwaltschaft ausgestellt. Voraussetzung ist in jedem Falle das Vorliegen eines 

Untersuchungshaftbefehls. Das hiernach zuständige Gericht kann den Europäischen 

Haftbefehl zum Zwecke der Strafverfolgung ausstellen, wenn 

a)  die Voraussetzungen zur Ausstellung eines Untersuchungshaftbefehls gem. §§ 112 ff 

StPO erfüllt sind und 

b)  die mit der Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls verbundene Fahndung und 

Festnahme des Verfolgten insbesondere angesichts der damit verbundenen ggfs. 

mehrere Monate andauernden Freiheitsentziehung im Vollstreckungsstaat sowie der seit 

Ausstellung des nationalen Haftbefehls erfolgten Zeitablaufes noch verhältnismäßig 

erscheint und andere, mildere Maßnahmen, wie insbesondere die Europäische 

Ermittlungsanordnung (§§ 91a ff IRG) oder die Europäische Überwachungsanordnung 

(§§ 90o ff IRG), nicht in Betracht kommen.13  

 

(2)  Ausgehende Europäische Haftbefehle zum Zwecke der Strafvollstreckung werden 

von dem Gericht des ersten Rechtszuges auf Antrag der Vollstreckungsbehörde (§ 451 

StPO) ausgestellt. Voraussetzung ist in jedem Falle das Vorliegen eines 

Vollstreckungshaftbefehls (§ 457 Abs. 2 S. 1 StPO, § 33 StVollstrO). Das Gericht kann 

den Europäischen Haftbefehl zum Zwecke der Strafvollstreckung ausstellen, wenn 

a)  die Voraussetzungen zur Ausstellung eines Vollstreckungshaftbefehls gem. § 457 

Abs. 2 S. 1 StPO, § 33 StVollstrO erfüllt sind und 

b)  die mit der Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls verbundene Fahndung und 

Festnahme des Verfolgten insbesondere angesichts der damit verbundenen ggfs. 

mehrere Monate andauernden Freiheitsentziehung im Vollstreckungsstaat sowie des 

sowie der seit rechtskräftiger Verurteilung erfolgten Zeitablaufes noch verhältnismäßig 

                                                 
12  Zu differenzieren wäre dabei zwischen EuHb zur Strafverfolgung und solchen zur Strafvollstreckung. Nationale 

Vollstreckungshaftbefehle werden in Deutschland derzeit durch Staatsanwaltschaften, funktional, Rechtspfleger (§ 31 Abs. 2 S. 
1 RPflG), ausgestellt (§ 457 StPO). Sinnvoll erscheint in diesen Fällen, wenn das erkennende Gericht, welches die 
rechtskräftige Verurteilung zu verantworten hat, auch die Ausstellung eines EuHBs besorgt, und zwar auf Antrag der 
Vollstreckungsbehörde. 

13  Um dem Rechtsanwender die besonderen Anforderungen an die Verhältnismäßigkeitsprüfung bei der Ausstellung von EuHB 
gegenüber nationalen Haftbefehlen deutlich zu machen, erscheint eine Konkretisierung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
an dieser Stelle erforderlich. 
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erscheint und andere, mildere Maßnahmen wie bspw. die Ladung zum Strafantritt im 

Wege der Rechtshilfe nicht in Betracht kommen. 

 

(3)  Die richterliche Entscheidung über die Verhältnismäßigkeit des Europäischen 

Haftbefehls zur Verfolgung oder zur Vollstreckung ist unter Beachtung der damit 

verbundenen besonderen Einschränkungen für den Verfolgten und den bestehenden 

europarechtlichen Vorgaben zu begründen. Die Begründung ist dem Formular (Anhang 

zum Rahmenbeschluss Europäischer Haftbefehl) in Anlage beizufügen. 

 

(4)  Gegen die Entscheidung über die Ausstellung des Europäischen Haftbefehls ist die 

Beschwerde statthaft, gegen eine abweisende Entscheidung der Beschwerde die weitere 

Beschwerde.“ 

 

3. §§ 83h-j werden wie folgt angepasst: 

 

§ 83h IRG a.F. wird zu § 83i IRG-E. 

§ 83i IRG a.F. wird zu § 83j IRG-E. 

§ 83j IRG a.F. wird zu § 83k IRG-E. 

 

4. § 131 Abs. 1 StPO wird um folgenden S. 2 ergänzt:  

 

(1) Auf Grund eines Haftbefehls oder eines Unterbringungsbefehls können der Richter 

oder die Staatsanwaltschaft und, wenn Gefahr im Verzug ist, ihre Ermittlungspersonen 

(§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) die Ausschreibung zur Festnahme 

veranlassen. Die Zuständigkeit für die Ausstellung Europäischer Haftbefehle richtet sich 

nach § 83h IRG. 

 


